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« eruasoreis - « omrNich »,-jo « M . einlchl. ZnfteUgesühr » — « nzeinummer to « ps.k Samstas« l» Nps. — « n,et,en,e » ahr ! Is Np», für I m» Hshe und ei» Siebentel » reite, « riese und Gelder ftei . » ei wieder -
fcalumutt tarisfefter « abatt der «14 «alienrabatt gilt und verweigert werden kann, wen» nt» « binnen vier Wochen nach Smpfang der « «» nun, Zahlun, erfolgt . Amtliche Anzeigen sind direkt an die « efchLstssteile der «arij-r^ er Nettuaa . « adiicher Stnatsanzeiger, « ard-Frtedrtch. Str -se I«, »u sende» und « erden in « ereinbarung mit dem « lnifteriu« des Jnnem »errchuct . « ei » lageechebung, »wangsweiser Beitreibung und Konkursverfahren killt der
» a^ tt «vrt «rsiMungsert Karlsruhe . — 3 « Salle von hsherer » «« alt . Streik , Sperre, Ausfperrang , Maschtnenbruch, Betrieb»ftörung im eigene» Betrieb oder t» denen unserer Lieferanten, hat der Inserent keine Ansprache,1*0« die (Mtuna verspätet , in beschranktem Umfange »der nicht erscheint. — Für telephonisch« « bbeftellun, von Anzrigen wich keine « «« ihr übernommen . Unverlangt « Drucksachen und « inulkripte weche» nicht »urückgegebe »
und es wttd keinerlei « erpflichtung ,« irgendwelcher « ergütnir , übernommen . Abbestellung der Zeitung kann nur se bis »S. «h> Monatsschluh erfolgen . — Beilagen »ui Karlsruher Zeitung, Badischer Etaatsaû iger r
Zentral Handelsregister für vadrn, « adtscher Zentralaiqeiger für Beamte, Wissenschaft und Bildung , Badische Kultur und « eschichte, Badische « ohlfahrtsbUltter , Amtliche Berichte über die «echandlungen de« Badischen Landtags .

Deutschland und Voten
Die polnische Note zur deutschen Beschwerde

in Genf
WTB . Warschau, 13. Jan . (Tel .) Über die an das Sekre -

tariat des Völkerbundes gesandte polnische Note, welche die
polnische Antwort auf die deutsche Beschwerde in der Minder -
heitenfrage darstellt und aus vier Teilen und 10 Anlagen
besteht , wird eine Inhaltsangabe veröffentlicht.

Danach behandelt der erste Teil der Note die grundsätzliche
Rechtslage. Er bemüht sich, den Nachweis zu führen , daß der
deutsche Schritt den Rahmen der Minderheitsfrage verläßt
und unmittelbaren politischen Charakter trage . Im zweiten
Teil werden die deutschen Klagen wegen Erschwerung deut»
scher Wahlbeteiligung in Ostoberschlesien der Reihe nach unter¬
sucht. Diese Ausführungen sollen dazu bestimmt sein, die
deutschen Klagen auf Grund angeblich tatsächlicher zuverkässi -
ger Unterlagen zu widerlegen. Die polnische Behauptung wird
dabei wiederholt, daß die während der Wahlzeit eingetretene
Erregung der Gemüter in Ostoberschlesien nur die Rückwir¬
kung gewesen sei. welche der angebliche Terror gegenüber der
durch Minderheitsverträge ungeschützten polnischen Minderheit
in Deutschland auf die polnische öffentliche Meinung aus -
geübt habe. Ebenso habe die von Deutschland ausgehende Be¬
wegung gegen die Unantastbarkeit des polnischen Staates im
polnischen Volke Unruhe hervorgerufen . Im dritten Teil ver¬
sucht man , den Nachweis zu führen , daß die Streitfälle wäh¬
rend der Wahlzeit den Charakter gewöhnlicher Zwischenfälle
gehabt hätten , die nicht mit den Wahlzwischenfällen, j). B . in
Deutschland, verglichen werden können, die eine Reihe von
Opfern gefordert habe.

Prälat Mihka über den polnischen Terror
In einer vom Verein für das Deutschtum im Ausland ein»

berufenen Versammlung in Frankfurt am Main ergriff Reichs¬
tagsabgeordneter Prälat Ulitzka das Wort zu einer , öfters
durch lebhaften Beifall unterbrochenen Anklagerede gegen den
polnischen Terror .

Er erinnerte zunächst daran , daß bei der Abstimmung im
Fahre 1921 60 Prozent der Bevölkerung für Deutschland
abgestimmt haben. Das Ergebnis zugunsten Deutschlands
wäre noch besser ausgefallen , wenn nicht die Furcht vor dem
polnischen Terror die Wähler eingeschüchtert hätte . Im wei¬
teren Verlauf gab der Prälat ein anschauliches, zahlenmäßigesBild von den abgetretenen Gebieten und Werten . So wurde
U. a. das Kohlenvorkommen auf 57,5 Milliarden Tonnen ge¬
schätzt , wovon Deutschland nur noch 3,5 Milliarden Tonnen
verblieben sind . Deutschland verlor durch den Verlust von 7
Eisenerzgruben und 5 Zinn - und Bleihütten 60 Prozent seiner
gesamten Zinnerzeugung und 25 Prozent seiner gesamten
Bleiproduktion. Außerdem mußten alle 24 Zinkhütten abge¬treten werden. Die Steuerkraft betrage nur noch 29,9 Reichs¬mark pro Kopf der Bevölkerung, gegenüber einem Reichs¬
durchschnitt von 57,2 Reichsmark.

Das Urteil im Golaffowitzer Prozeh
In dem Golaffowitzer Prozeß wurde in Rybnik (Poln .»

Oberschlesien ) am Montag das Urteil gefällt . Das Gerichtverurteilte die beiden Hauptangeklagten wegen RaufhandelS
zu je IX Jahren Gefängnis , einen dritten , schwerbelasteten
Angeklagten zu einem Jahr Gefängnis und vier Rebenange¬
klagte zu sechs Monaten Gefängnis . Der achte Angeklagte,
deffen Alibi durch Zeugenaussagen erwiesen worden war ,wurde freigesprochen . Berufung wird von keiner Seite ein¬
gelegt .

Die Verhandlung , bei der die acht deutschen Bauern von
Bolaflowitz der Tötung des Polizeikommandanten Sznapka
beschuldigt sind , endete mit einer unerwarteten Sensation .
Auf Verlangen der Verteidiger befragte das Gericht die An¬
keklagten nach ihrer Rationalität . Unter allgemeiner Bewe¬
gung im Zuhörerraum bekannten sich drei der acht Angeklag»len . darunter auch der Hauptbeschuldigte Kubla, zur p»lni -
fchen Rationalität . Damit ist also der polnische Verbuch, den
bedauerlichen Golaffowitzer Raufhandel politisch gegen die
brutsche Minderheit auszuschlachten, vollkommen zusammen-
gebrochen . Der Staatsanwalt ließ daraufhin den politischenTeil der Anklage vollkommen fallen, indem er sich nur aufden Raufhandel als solchen beschränkte .

Polnische Entschuldigungen wegen der Flieger
Die polnische Regierung hat durch ihre Gesandtschaft in« e
.
rÜn wegen Überfliegung deutschen Gebietes durch polnische

Militärflieger der Reichsregierung ihr Bedauern ausgespro¬chen.
Durch das Ergebnis der bisherigen Untersuchung find , dem

«Lok.-Anz.
" zufolge, die Polen schwer belastet. Die Unter -

suchungskommiffion hat im Gegensatz zu den Angaben des
polnischen Fliegerpiloten Wolf einwandfrei festgestellt , daßder Kompaß in dem Führerflugzeug vollkommen intakt war .
Weiterhin steht fest, tmß Wolf unmittelbar nach seiner Fest¬nahme durch den wachhabenden Reichswehrobergefreiten an
mesen die Frage richtete : „Ist Reichskanzler Brüning heutein Oppeln ? " Diese Frage läßt klar erkennen, baß der pol¬
nische Flieger genau wußte , daß er fich über Oppeln und
mcht , wie er später angab , über Thorn befand. Die ande¬ren Angaben, daß er die Oder mit der Weichsel verwechseltHÄe, werden damit auch unwahrscheinlich.

Das ürteil im Reuhöfener Spionageprozeh
Der 4. Strafsenat des Reichsgerichts verurteilte am Mon -

»ag den polnischen Grenzwachkommiffar Btebrztzuski im Zu¬
sammenhang mit dem Grenzzwischenfall in Neuhöfen vom 24.Mai 1930 wegen fortgesetzter versuchter Ausspähung militä -

Letzte Nachrichten
ArnevWa und die

dev Sthrrldenvednrrevuns
Zustimmung zu Wiggins Vorschlägen , die Zeit

aber noch nicht reif
WTB . Re « Kork , 13. Jan . (Tel.) Die hiesigen Bauk-

kreife kommentieren überwiegend beifällig den Borschlag zu
einer Schnlbenrednzierung , die der Präsident der
Governing Board der Chase Nationalbank, WigginS , ge¬
macht hat» obwohl vielfach der zeitweilige AnSwe » eines
Moratoriums au Stell « einer endgültige« Herabsetzung
empfohlen wird.

„New Uork Times " bemerkt, daß manche führenden Ban¬
kiers zwar gleichfalls von den wirtschaftlichen Vorteilen einer
Schuldenreduktion überzeugt seien , indessen sich zu dieser
Überzeugung nicht bekennten, da aus politischen Kreisen ihnen
häufig der Borwurf gemacht werde, daß sie um das Wohl
Europas mehr besorgt seien als um das der VereinigtenStaaten . Wiggins Äußerungen werden daher allgemein als
ein sehr mutiges Geständnis angesehen. Auch der Präsidentder Columbia -Universität, Butler , ein führender Republikaner ,
bezeichnet Wiggins Darlegung als eine heilsame Erklärung .

„New Uork Times " bemerkt , Wiggins könne eine Bekräfti¬
gung seiner Anschauungen in dem Jahresbericht Mellon- fin¬den. der ein wirtschaftlich gesundes Enropa als von größeremWert für die Vereinigten Staaten bezeichnet habe als jede
Eintreibung von Schulden. Allerdings dürfe man nicht er¬
warten » daß dieses Problem dem Kongreß oder der Washing¬toner Regierung einleuchtend erscheine . Die Schuldenreduk¬tion ist gegenwärtig noch nicht reis für eine Erörterung , ob¬
wohl diese Erörterung zweifellos im Lause der nächsten Zeitkommen werde. Auch Wiggins selbst schlage keine praktischenSchritte vor, aber die in seinem Jahresbericht niedergelegten
Grundsätze seien stichhaltig , sc^ st wenn sie im gegenwärtigen
Augenblick der breiten Maffe und der Regierung nicht annehm¬bar erscheinen .

Iuv wettasvavkvkie
Eine Genfer Denkschrift

WTB . G e « f, 13. Jan . (Tel.) Die Berichte der » grarsach-
verständigen, die in diesen Tagen in Genf zu Beratungen
zusammengetreten find, sind vom BölkerbnndSsekretariat z«
einer Gesamtdarstellung über die Weltagrar¬
krise »erarbeitet worden. Darin wird « . a. ausgeführt :

Hauptursache der Krise sind die fortschreitende Mechanisie¬
rung des landwirtschaftlichen Betriebes und die Desorganisa¬tion , die der Weltkrieg hervorgerufen hat . Es kann kein
Zweifel bestehen , daß die Verbesserung der Methoden und des
Produktionssystems das Agrarproblem noch mehr kompliziert
hat . Der Krieg hat die Steigerung der Produktion durchdie überseeischen Länder verursacht. Rach dem Krieg fetztendie Bestrebungen nach wirtschaftlicher Autarkie und Protek¬tionismus ein. Im ganzen hat die Landwirtschaft unter die-
sen Bestrebungen gelitten. Sie waren häufig von der Steige¬
rung der Preise für Fertigwaren begleitet."

Die Hauptschwierigkeiten liegen in dem Mißverhältnis zwi¬
schen Verkaufspreis und Selbstkostenpreis. Der größte Teil
der Agrarproduktion hat noch nicht einmal das Borkriegspreis¬niveau erreicht. Dazu kommen die ständigen Schwankungender Preise . Diese Schwankungen sind viel stärker als vor dem
Kriege. Die Preise , die der Landwirt erzielt, stehen in kei¬
nem Verhältnis zu den Produktionskosten, die ständig gestie¬
gen find . Die Lohne stellen eine immer schwerere Belastung
für den Landwirt dar, obwohl die Landarbeiterlöhne nicht das
Niveau der Jndustrielöhne erreicht haben und den Arbeitern
nur ein kärgliches Dasein ermöglichen . Der Anteil der Löhneaus den Produktionskosten schwankt zwischen 40 und 50 Proz .
In Deutschland wird die Situation durch die Berschuldun, der
Landwirtschaft, die auf 12 Milliarden geschätzt wird, verstärkt.Die Krise wird weiter charakterisiert durch ein abnormes Miß¬
verhältnis zwischen dem Erlös der landwirtschaftlichen Pro¬
dukte und den Preisen , die der Landwirt für seine Geräte
bezahlen muß.

Die meisten Sachverständigen glauben, daß die Krise er¬
leichtert würde, wenn für die Landwirtschaft Organisations¬
formen geschaffen würden, wie beffere Verkaufsorganisatio¬
nen . Der Kleinverkaufspreis ist manchmal doppelt so hochwie der Preis , den der Landwirt erhält . Die größte Bedeu¬
tung käme einer Rationalisierung des Warenabsatzes durch
die Produzenten zu. Hierzu wäre die Mitarbeit des Staates ,
die sich u. a . auf eine behördliche Preisfestsetzung im Einver¬
nehmen mit den landwirtschaftlichenOrganisationen erstrecken
müßte , nötig.

rischer Geheimniffe, versuchter Tötung und wegen Paß - und
Waffenvergehens zu einer GesamtznchthauSstrafr »on zehn
Jahren .

In der Begründung heißt es : Der Angeklagte hat fortgesetzt
monatelang den Versuch gemacht , sich militärische Geheimniffe,
zu verschaffen mit dem Vorsatz , die Sicherheit des Reichs zu ge¬
fährden . Es ist dabei auf deutschem Boden zu einer Betäti¬
gung gekommen , und zwar jedenfalls' am 24. Mai 1930, als der
Angeklagte den Versuch machte, einige im militärischen Jnter -
effe geheim zu haltende Gasmasken fich zu verschaffen und
nach Pole» zu bringen . Erwiesen ist auch, daß der Angeklagte
auf den Zeugen Sender geschaffen hat mit dem Vorsatz , ihn
zu töten

*5i « kosten
des SovwaltnngSavvavakes

Auch in den letzten Tagen ist wieder von führenden
Staatsmännern die Notwendigkeit gepredigt worden,
unserm Volke offen und rückhaltlos zu sagen, wie m
Wahrheit seine Lage ist. Eine solche Mahnung kann gar
nicht willig genug beachtet und befolgt werden. Denn ,
wenn irgend etwas die unheilvolle Zerrissenheit unseres
Volkes zu erklären vermag , dann ist es die Unwissenheit.
Und aus dieser Unwissenheit wird eine Agitation gespeist,die hüben wie drüben alles Maß übersteigt.

Eine Schilderung der Lage, wie sie wirklich ist, muß
dazu führen , daß mit dem Optimismus , also einer über-
triebene « und leichtfertigen Hofsnungsfreudigkeit , aufge -
räumt wird . Sie muß aber auch zu der Erkenntnis füh-
ren , daß ein hemmungsloser Pessimismus ebensowenig
berechtigt ist . Wie immer, wird die Wahrheit in der
Mitte liegen . Eine unbefangene Untersuchung wird zei¬
gen, daß die Lage wohl sehr ernst und sehr kritisch, aber
durchaus nicht hoffnungslos ist, daß es vielmehr manche
Tatsachen gibt , die eine Stimmung der Verzweiflung ge¬
radezu zu einer Versündigung am Genius unseres Volkes
stempelt . Schon allein der Umstand, daß das deutsche
Volk jahrelang die Milliarden und Milliarden aufbrin¬
gen konnte, um seine Millionen von Arbeitslosen vor dem
Verhungern zu bewahren, das ist und bleibt auch dann
eine gigantische Leistung nationaler Lebenskraft, wenn
man zu der Einsicht gelangt , daß schon seit einiger Zeit
der Augenblick gekommen ist, wo sich diese Belastung in
Verbindung mit der Lall der Reparationen und der
öffentlichen Abgaben nicht mehr tragen läßt.

Wir werden an Hand einwandfreien Materials zu un¬
tersuchen haben, wo in Wahrheit die Hauptschaden un-
serer Finanz - und Wirtschaftspolitik liegen , und wo dem¬
gemäß die Reformarbeit einzusetzen hat . Ziffern sollen
es in erster Linie sein, die zum Leser sprechen.

Der teure Berwaltnngsapparat im Reich, in den Län¬
dern und in den Gemeinden ist es, der uns heute zu be¬
schäftigen hat. Die wenigsten wissen, in welchen Zahlen
sich diese Kostspieligkeit ausdrückt. Um so erfreulicher
ist es , daß dieser Tage bei einer Veranstaltung des Karls¬
ruher Windthorstbundes der Reichstagsabgeordnete
Ersiug (Zentrum ) in einer ausführlichen Rede genaue
Ziffern aus dem Etat mitgeteilt hat, die gerade in dieser
Beziehung höchst erwünschten Austchluß geben.

Vorausschicken möchten wir folgendes : Durch den Frie¬
densvertrag von Versailles hat das Reich ungefähr ein
Fünftel seines bisherigen Gebietes verloren ; und damit
haben sich naturgemäß auch die Verwaltungsausgaben um
einen ganz bestimmten , gewiß nicht kleinen Prozentsatz
verringert . Bei gleichgebliebenen Verhältnissen müßte
also — von der Arbeitslosenversicherung und den Tribut¬
zahlungen abgesehen — der Verwaltungsapparat heute
eher etwas billiger arbeiten . Nun sind die Verhältnisse
aber nicht die gleichen geblieben. Was früher eine Mark
kostete, kostet heute nach dem Index im Durchschnitt rund
1,40 m .

Legen wir dieses Verhältnis zugrunde, dann wäre
es also normal und vernünftig , wenn unser gesamter
Berwaltnngsapparat etwa «m 40 Proz . teurer wäre, als
vor dem Kriege . Faktisch betrugen die Ausgaben schlecht¬
hin in Reich, Ländern und Gemeinden 1927/28 mehr als
das Zweieinhalbfache des Betrages von 1913/14. Die
Reparationen sind dabei ganz außer Berücksichtigung ge¬
blieben . 1913/14 machten die- erwähnten Ausgaben rund
7,080 Milliarden aus , 1927/28 rund 18,990 Milliarden !
In dieser letzteren Ziffer sind die Aufwendungen für
Kriegsversorgungen mitenthalten .

Betrachten wir nun die persönliche« Vrrwaltungskoste«.
Diese haben 1913/14 im Reich , in den Ländern und Ge¬
meinden rund 2,211 betragen, sie betrugen für das Etat¬
jahr 1928/29 rund 5,593 Milliarden ; das heißt, sie sind
um das Zweieinhalbfache gestiegen! Und zwar hat es
dabei seit der Stabilisierung der Mark noch einen ganz
besonderen , gewastigen Ruck zum Schlimmeren geg^ en.
Während die persönlichen Berwaltungskosten für 1928/28
rund 4,274 Milliarden betrugen und für 1926/27 sogar
auf 4,115 Milliarden herabsanken , sind sie, wie eben er¬
wähnt . für 1928/29 auf rund 5,893 Milliarden gestiegen!
Dieses gewaltige Anschwellen ist natürlich zurückzuführen
auf die Gesetzgebung des Jahres 1927.

Die Ziffern des Etatjahres 1926/27 waren immerhin
» och erträglich , wenn allerdings auch sie über den Index «
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sätz Von 140 Pro ; , hinousgingen . Jedenfalls würde ein
Vergleich unserer jetzigen Ausgaben mit denen diesesEtatjahres 1926/27 jedem Finanzpolitiker deutlich zeigen ,wo der Hebel anzusetzen wäre, um wieder zu einem Ver¬
waltungsapparat zu kommen , der unsern Vermögens- und
Einkommensverhältnissen als Volk entspricht.Denn darüber wird heute nicht mehr gestritten, daßunser Volk aus eigener Kraft die Kosten für diesen unge¬heuren Verwaltungsapparat nicht mehr tragen kann, und
zwar unter gar keinen Umständen tragen kann, wenn
noch die Belastungen für Arbeitslosenversicherung und
für Tribute (Reparationen ) hinzukommen. Wo -sollenwir aber sonst die Mittel hernehmen? Vom Auslandkönnen wir sie nicht mehr borgen. Wir werden morgen
auseinanderzusetzen haben , wie groß unsere Verschuldungans Ausland bereits ist. Wir müssen also selber Mittelund Wege finden, um den Verwaltungsapparat auf einen
normalen Stand zu bringen . Und, wenn das Parlament
solche Mittel verweigert, werden sie unter Zurückgreifenauf Artikel 48 gefunden werden. Wenn jemals die Zi¬
tierung dieses Artikels angebracht war , so ist sie es jetzt,angesichts einer Not, die alles bisher Erlebte in Schatten
stellt.

Me Seage de» ÄledettSdkeustpftttdt
Ablehnung durch Arbeitgeber und ArbeitnehmerDas Reichsarbeitsministerium hatte für Montag die Spitzen-

berbände und einzelne Persönlichkeiten zu einer Ausspracheüber die Frage der Arbeitsdienstpflicht nach Berlin eingeläden.Rach mehrstündiger Debatte lehnten die Vertreter der Wirt¬
schaftsverbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer die Ein¬führung der Arbeitsdienstpflicht insbesondere aus wirtschaft¬lichen und finanziellen Gründen ab.Ein weiterer Grund der Ablehnung wurde darin erblickt , daßman sich erfahrungsgemäß von erzwungener Arbeit keine be¬
friedigenden Ergebnisse versprechen könne . Außerdem sei eszweifelhaft, ob genügend Arbeitsgelegenheiten beschafft wer¬den könnten. Allgemein wurde die Veröffentlichung des Ma¬terials über diese Frage gefordert. Anschließend an diese Be.sprechungen wurde die Frage der Einführung eines freiwil¬lige» Arbeitsdienstes, besonders für jugendliche Erwerbslose,

,erörtert . Von den meisten Vertretern wurden ähnliche Be¬denken wie gegen die Arbeitsdienstpflicht geäußert und das
Reichsarbeitsministerium gebeten, den jugendlichen Erwerbs -

!losen auch weiterhin seine besondere Fürsorge angedeihen zulasten.

RuhelchtedSspmub verbind»«-
Der Reichsarbeitsminister hat am Montag , wie zu erwartenwar , den für den Ruhrbergbau ergangenen Schiedsspruch, der« ine sechsprozentige Lohnkürzung bestimmt, für verbindlich er¬klärt. Die vorhergehenden Nachverhandlungen waren ergeb¬nislos , da beide Parteien an ihrem bekannten Standpunkt fest¬hielten.

. ,Mit der Verbindlichkeitserklärung ist das neue Lohnabkom¬men bindend geworden. Die zum 15. ausgesprochenen Kündi¬
gungen gelten als zurückgenommen, so daß eine Unterbrechung'der Arbeit nicht eintritt . Eine Schwierigkeit wird sich viel¬leicht noch ergeben, daß die Lohnsenkung vom 1. Januar ab,also rückwirkend , eintritt . Das bedeutet für die Arbeiter , daßihnen die zuviel gezahlten 6 Prozent bei der nächsten Lohn-gahlung abgezogen werden.

Gehaltsverhandlungen im Ruhrbergbau
WTB . Essen , 13. Jan . (Tel . ) Für die Gehaltsverhand -kungen der technischen und kaufmännischen Angestellten! desR̂uhrbergbaues hat der Zechenverband als Termin den 31.Januar in Aussicht genommen, doch sind die Einladungen an>die Angestelltengewerkschaftennoch nicht herausgegangen .

SchiedSsvvuG bei de» RettdSbah«
48-Stunden - Woche für Werkstättenarbeiter

In dem schon seit längerer Zeit schwebenden Arbeitszeitkon-
!likt bei der Reichsbahn ist von der Schlichterkammer unter
Vorsitz von Or. Bölcker (Bremen ) ein Schiedsspruch gefällt wor¬den . Er bestimmt auf Grund des neuen Reichsbahngesetzesfür die in den größeren Güterbüden und Werkstättenbetricbenbeschäftigte Arbeitergruppe sowie für weitere kleinere Grup¬pen von Arbeitern (insgesamt etwa 220 000) grundsätzlich die48 - Stunden - Woche, an Stelle einer Arbeitszeit , die bisher bis

zu 56 Stunden ging. In dringenden Fällen kann die Reichs¬bahnverwaltung eine Mehraiweitszeit bis zu 130 Stundenim Jahr verlangen , ebenso können die im Sonntagsdienst be¬
schäftigten Arbeiter bis zu 56 Stunden herangezogen werde»
Für die andere Gruppe , die im Betriebs - und Verkehrsdienfltätig ist, etwa 180 000 Arbeiter , bleibt die Arbeitszeit wie
bisher .

Thüringen und das RetthSbanne»
ERB . Weimar , 13. Jan . (Priv .-Tel . ) Auf die Mitteilungdex .Reichsregierung an die thüringische Regierung , daß die

iZustimmung zu dem . von Thüringen beabsichtigten Verbpt der
Ortsgruppe Gera des Reichsbanners Schwarz -Rot -Gold nichterteilt werden könne , da eine Verletzung der Art . 177, 178des Vertrages von Versailles nicht vorliege, . hat das thürin¬gisch« Ministerium des Innern heute dem Reichsinnenministergeantwortet .

. Unter Bezugnahme aus das Stahlhelmverbot im Rheinland ,dem nach Ansicht des thüringischen Innenministeriums derselbeTatbestand zugrunde liege, bittet das Innenministerium den
Reichsinnenminister , seine Auffastung darüber mitzuteilen ,worin der grundsätzliche Unterschied zwischen der ' Übung desStahlhelms im Rheinland und der Übung des Reichsbannerszu erblicken fei. Dem thüringischen Innenministerium er¬scheint es notwendig, für die Zukunft über die Stellungnahmeides Reichsinnenministers zu der Frage der Übungen von Ver¬bänden Klarheit zu erhalten , um danach fein Verhalten ein¬stellen zu können.

Ans einer Reichstag« «- des Christlich -Sozialen Bolksdien-ftes in Kassel , an der auch die Landtagsabgeordneten aus denLändern Preußen , Württemberg , Sachsen und Baden teil-nahmen , wurde der einmütigen Auffaffung Ausdruck gegeben,daß .der besor«dere Wert der gegenwärtigen Regierung darinberuhe, daß sie sich frei von politischen und fraktionellen Bin¬dungen halte . Es wird erwartet , daß die Regierung Brüningdiese Haltung nicht durch Beteiligung an irgendwelcher Par¬teiengruppe aufgebe. Auf die Notwendigkeit wurde hinge¬wiesen , mit allen Kräften eine Umstellung der Außenpolitikim Sinne einer aktiven Revisionspolitik zu erstreben.

knurre»
Frankreich für Entwaffnung --- der anderen

WTB . Paris , 13. Jan . (Tel . ) „Petit Parisien " ^
berichtetüber eine Sitzung der Botschafterkonferrnz. Auf der Tages¬ordnung habe die Liquidierung des Interalliierten militäri¬schen Somitees von Berfailles gestanden, das die Aufgabehatte , der Botschafterkonferenz in allen militärischen Fragen ,namentlich hinsichtlich der Durchführung der Entwaffnungs¬klausel des Friedensvertrages beizustehen.Im einzelnen berichtet „Oeuvre " : Auf Antrag des eng¬lischen Botschafters in Paris , Lord Thtzrell , habe die Botschaf¬terkonferenz das sogenannte Interalliierte militärische Komi¬tee von Versailles aufgelöst. Es scheint

' aber , daß •die Fran¬zosen einen Antrag zur Annahme gebracht haben, durch denebenfalls nach dem „Oeuvre " General Baratier beauftragtworden ist, die militärischen Fragen zu verfolgen, die sich aufdi« Durchführung der Verträge beziehen.

Spavsarntettsfeldrng in England
WTB . London, 13. Jan . (Tel .) „Morning Post 'v zufolge,soll am 27. Januar mit einer großen Versammlung in Lon¬don ein Feldzug zugunsten größerer Sparsamkeit bei kornrnu -nalen und staatlichen Ausgaben eingeleitet werden. Die Be¬wegung trägt nicht parteipolitischen Charakter , was schon dar¬aus hervorgeht, daß der Liberale Lord Greq und der Kon¬servative Sir Robert Horne, ein vorinaliger Schatzkanzler, zuden Rednern gehören. „Morning Post " erklärt , es sei klar,daß keine der politische «« Parteien sich zur Annahme einesgroßzügigen Sparsamkeitsprogramines entschließen werde,wenn nicht die öffentliche Meinung einen energischen Druckausübe .

Die Sowietwahleu
WTB . Moskau, 12. Jan . (Tel .) In der gesaniten Sowjet¬union ist gegenwärtig die Wahlkampagne für di« Sowjetsim Gange , die sich laut Mitteilung der Telegraphenagenturder Sowjetunion in diesem Jahre durch besonders rege Be¬teiligung der Bevölkerung auszeichnet. Nach den ersten An¬gabe»; über die Wahlen der Dorfsowjets , beträgt die Wahl-beteiligung durchschnittlich 70 Prozent , gegenüber 60 Prozentbei den letzten Wahlen, 1929. Die Gesamtzahl der Stimm¬berechtigten beläuft sich auf 83 Millionen , gegenüber 74 Mil -lionen im Jahre 1929 . In Leningrad erreichte die Wahlbetei¬ligung 96 Prozent .

Amerikanische ttooell*
sttttt 4r»hebevschnhgeseh

WTB . Washington, 13 . Jan . (Tel .) Rach achtjähriger Be¬ratung und Anhörung der Jnteressenverbände ist nunmehraus über 10 Entwürfen eine e,«dgültige Faffung der Novellezum Urheberschutzgesetz geschaffen worden, deren dritte Le¬sung morgen zur Endabstimmung in der Repräsentantenver¬sammlung führen wird.Der Entwurf sieht den Eintritt zur Berner Übereinkunftvon 1886 zu der in Berlin 1908 revidierten Konvention undzum Berner Zusatzprotokoll von 1914 vor. Dadurch find dieWerke von Angehörigen aller Signatarstaaten in den Ver¬einigten Staaten automatisch geschützt. Die Eintragung indas Register in Washington ist nicht mehr Voraussetzung fürdie Anerkennung des Urheberrechtes, sondern nur Beweis¬mittel . Hierfür lverden wie bisher 2 Dollar an Gebührenerhoben. Geschützt werden Bücher, Zeitungen , Vorträge , dra¬matische , musikalische Werke . Landkarten , Zeichnungen, Photo¬graphien und Kunstwerke sowie deren Reproduktionen. DerSchutz erstreckt sich auf Übersetzung , Verfilmung , Aufführung ,Vertonung , Verbreitung durch Radio , Telephon und Tele-graph, Schallplatten . Bei Bauwerken ist nur der Plan ge¬schützt, nicht die Baumethode oder das Recht , Aufnahmen da¬von zu machen . Die Dauer des Cophright läuft für die Zeitdes Lebens des Autors und 56 Jahre nach seinem Tode. BeiVerletzung des Copyright kann Schadenersatz geltend gemacht ,aber nicht eine strafrechtliche Verfolgung angestrengt werden.
Denkschrift Albert Thomas*

süv die Envova-^ onsevenr
Der Direktor des Internationalen Arbeitsamtes in Genfhat für die europäische Konferenz eine Denkschrift verfaßt ,in der eine Reihe von sozialen Fragen aufgeführt werden, diesich nach der Ansicht des Internationalen Arbeitsamtes füreine europäische Regelung eignen. Thor» 1 rechnet dazu anerster Stelle die Kohlenfrage. Thomas ist der Ansicht , daßdie nächste Arbeitskonferenz im Sommer dieses Jahres zueinem Ergebnis über die Regelung der Arbeitszeit im inter¬nationalen Kohlenbergbau führen werde. Andere soziale Fra¬gen, die hauptsächlich europäischen Charakter hätten , seien:Die Arbeitsbedingungen auf den Flößereien , die Verhütungvon Unfällen beim Kuppeln von Eisenbahnwagen , das Wan¬derungswesen, die Fragen der Arbeitslosigkeit und der land¬wirtschaftlichen Krise.

Entwurf eine» Bnudesverrsassung
füv Indien

Der von dem Lordkanzler in der Konferenz am RundenTisch in London verlesene Bericht sieht für Indien eine B«n°desvrrfaffung vor, die den Indern die politische Verantwortunggibt, während die vollziehende Gewalt in den Händen der Kroneoder des Generalstatthalters , bleibt. Der Generalstatthalterernennt den Ministerrat , der den gesetzgebenden Versammlun¬gen verantwortlich ist. Während einer gewiffenÜbergangsperiodewird der Generalstatthalter die Verantwortung für die Lan¬desverteidigung und die auswärtigen Beziehungen tragen , ein¬
schließlich der Beziehungen zu den indischen Staaten außer¬halb des Bundesrahmens . In einigen bestimmten Fällenkann der Generalstatthalter unter eigener Verantwortunghandeln und Vertreter ernennen , die in der gesetzgebendenVersammlung das Wort zu ergreifen das Recht haben.

Das amerikanische Rote Kreuz für die Farmer . Mit Ge¬nehmigung des Präsidenten Hoover richtete das WashingtonerBüro des Roten Kreuzes einen Auftuf an seine 3000 Zweig¬stellen in den Vereinigten Staaten , in dem sie aufgefordertwerden, so schnell wie möglich 10 Millionen Dollar zu sam¬meln, um den durch die Dürre des letzte« Sommer » in Schul¬den geratenen Farmern Nahrung und Kleidung sowie Fut¬ter für ihr Vieh liefern zu können. In dem Aufruf wird je¬der Zweigstelle mitgeteilt , welchen Prozenffatz der vorgeschrie¬benen Gesamtsumme sie aufzubringen habe.
Unruhen aus den Philippinen . Die Eingeborenenpolizeihat die letzten Samstag von religiösen Fanatikern eingenom¬mene Stadt Tayud auf SJugon zurückerobert. Die Aufständi¬schen hatten die amerikanische Fahne verbrannt . Bei den

Kämpfen find elf Personen , darunter zwei Frauen , getötetworden. Die Ursache der Unruhen wird aus den durch kom-
«nunistische Propaganda entfachten Fanatismus zurückgeführt.

« rächst da» deutsch« 4M»?
Noch schließt die deutsch« Bevölkerungsbilanz jährlich i„ sieinem Geburtenüberschuß ab. Auch sin Jahre 1929 hat ti .ijdaran grundsätzlich nichts geändert. Ein flüchtige Betrachtungder Bevölkerungsentwicklung könnte daher leicht zu der Ai«,nähme verleiten : es drohe , wenigstens von dreser Seite her-,für die Zukunft Deutschlands keine Gefahr . Tatsächlich liegendie Dinge anders . Die Zeiten schneller Zunahme unseres Volk»sind vorüber . Das rapide Abfinken der Geburtenziffer rückt mitRecht , als ein Problem von entscheide, «der Tragweite , in denVordergrund öffentlicher Erörterung .
Vergleicht man die Völkerungsbilanz des Jahres 1929 mitdenen der Vorjahre, so spricht die Gegenüberstellung eineunmißverständliche Sprache. 1927 betrug der Geburtenüber¬schuß : 405 000 , 1928 : 443 000, 1929 : 341 006. Das ist ein be-sorgniSerregender Abstieg . Nun liegen allerdings hier zum TeilUmstände besonderer Art vor . Die langanhaliende strengeKälteperiode im Frühjahr 1929 hatte eine starke Zunahme der« terbefälle und eine erhebliche Verminderung der Geburtenzur Folge. Die amtliche Statistik schätzt den gesamten durch dieKälteperiode verursachten Bevölkerungsverlust auf rund 90 000.Die darüber hinausgehende Verminderung des Geburtenüber¬schusses aber spiegelt die in der Nachkriegszeit allgemein zubeobachtende Tendenz rückläufiger Bcvölkerungszunahme deut.. lich wieder.

Der Geburtenrückgang «>« ouve « von entscheidende « Bedeu¬tung . Die Zahl der Lebendgeborenen betrug im letzte«« Vor¬kriegsjahr 1913 : 1,84 Millionen , im Jahre 1928 : 1 . 18
'
iu . il.lionen, 1929 : nur 1,14 Millionen . Auf 1000 Einwohner kamen1913 rund 27 Lebendgeburten, im Jahre 1928 : 18,0, ,«>, Jahr «1929 : 17,9. Und schließlich eine weitere, nicht minder beweis¬kräftige Ziffernreihe , die der allgemeinen Fruchtbarkeit : ent¬fielen im Jahre 1913 auf je 1000 Frauen im All^ r von 15 bi»45 Jahren noch 166 Lebendgeborene, so war diese Zahl 1928 auf71 , 1929 auf 68 abgesunken. Das Hauptproblem der deutschenBevölkerungsentwicklung, der Geburtenrückgang, tritt also imJahre 1929 mit größerer Schärfe hervor als in den Vorjahren .Am ungünstigsten schneiden dabei die Großstädte ab. Nur einBeispiel : auf 1000 Einwohner Berlins entfielen 1913 : 19Lebeirdgeburten, 1929 : nur noch 10. So erklärt es sich auch, daßdie Bevölkerungsbilanz der Reichshauptstadt — wenn man e»so ausdrücken will — stark passiv ist : es sind hier im Jahr «1929 rund 11 000 Menschen mehr gestorben als geboren.Den Besorgnissen über diese Entwicklung läßt sich nicht mitdem Hinweis begegnen: noch wachse das deutsche Volk, noch sei .die Lage nicht kritisch. Exakte statistische Berechnungen habenvielrnehr mit eindeutiger Klarheit ergeoei«, daß die Fortpflan¬zung gegenwärtig bereits nicht mehr ausreicht , um den Heu.tigen Bevölkerungsstand zu behaupten . Die zahlenmäßig dünnbesetzten letzten Jahrgänge werden näuilich später, wenn sie ;erwachsen sind , eine weit fchinülere Fortpflanzungsbasis bilden, Ials heute noch die dicht besetzten Vorkriegsjahrgänge . — Das !Problem des Geburtenrückgangs erfordert also heute bereits, ;trotzdem ziffernmäßig immer noch ein Geburtenüberschuß er» !rechnet wird, sorgsamste Beachtung.

Seftevvetth und das Deutsche Reich
In einem Vortrage über dieses Thema behandelte Uni¬versitätsprofessor Or. Adolf Günther » Obmann der Landes¬gruppe Tirol des Österreichisch -Deutschen Volksbundes

(Innsbruck ) iin Auditorium Maximum der Innsbrucker Uni¬versität zunächst die Anschlußfrage. Der Anschluß werde unsnicht als reife Frucht in den Schoß fallen , die Anschlnhsrag«,die weit komplizierter liege, müsse unausgesetzt in Bewegunggehalten werden ; denn es gebe auch politische Kreise, die denZusammenschluß der Deutschen in Europa keineswegs als lo¬
gische Zukunftsentwicklung sähen. Der Zusammenschluß müssedaher zuerst auf dem Boden des alten Österreich erfolgen ; es
müsse an der Herausarbeitung des öffentlichen Willens gear -beitet werden, der uns zum Teil heute noch fehle . Wenn manvon Turner -, Schützen- und Sängerfesten höre, könne manglauben , daß der Anschluß kern Problem mehr sei . Frage manaber führende Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, die
zwar gut deutsch, aber in der Anschlußfrage skeptisch sind ,dann erkenne man . die Notwendigkeit der Schaffung eine»öffentliche«« Meinung Man könne darüber streiten , obBriands Paneuropa - Plan und ein Mitteleuropa im deutschenund österreichischen Sinne im Endziel vereinbar seien. Merk¬
würdig sei es, daß Frankreich die Neuordnung der politischenDinge in Europa nicht für befriedigend betrachte, obwohl es
glaubte , «nit Hilfe der Kriegsschulddichtung in den Friedens -
Verträgen eine dauernde Ordnung in Europa aufgebaut zuhaben. Vielleicht bestehe ein Zusammenhang zwischen dem
Panellropa -Plgn und dem Anschluß. Vielleicht liege ins Pan -
europa - Plan die psychologische Absicht eingeschlossen , dem An¬
schluß den Wind aus den Segeln zu nehmen. Ein grundsätz¬licher Gegensatz brauche Paneuropa und Mitteleuropa nichtzu sein , denn Paneuropa brauche ein geordnetes Mittel¬
europa . Die Einstellung in unserein Sinne müffe indes an¬ders aussehen als jene des französischen Projekts .

Übergehend zürn deutsch -österreichischen Handelsvertrag ,dem der österreichische Nationalrat damals die Ratifizierung
versagte, bezeichnete Redner als dessen Hauptschwierigkeit die
Passivität der österreichischen .Handelsbilanz . gegenüber
Deutschland. Denn während das Deutsche Reich im Jahre1929 für 690 Millionen Schilling nach Österreich einsührte ,betrug die Ausfuhr Österreichs nach Deutschland nur 350
Millionen Schilling. Es sei müglich, . daß es wegen der Meist¬
begünstigungsklausel zunächst überhaupt nicht zum Abschlußdes Handelsvertrags komme , doch könne , wenn beide Länder
auf eine selbständige Tarifpolitik verzichteten, eine spätere
engere Verflechtung der Wirtschaft erreicht werden . Österreich
sei inzwischen eine Reihe von Bindungen nach anderen Rich-
tungen eingegangen, daher sei es für die Anschluhfreunde „ m
so unerläßlicher , den Zeitablauf zu nützen.

Der Remarquesilm . Nach einer tzavasmeldung besuchtenunter Führung des badischen Landtagsabgeordneten Nutzbaum
(Freiburg ) 100 deutsche Sozialdemokraten am Sonntag Straß -
bürg und wohnten der Vorführung des Filmes „Iin Westen
nichts Neues " bei . — Während der Premiere des Films in
Riga wurden Stinkbomben geworfen. Zwei Personen wurden
zivangsgestellt, die beide deutscher Nationalität sind .

Die spanischen Wahlen. An autorisierter Stelle in Madrid
kündigt man an , die Verordnung zur Ausschreibung der Wah-
len werde vor dem 7. Februar veröffentlicht werden, also dem
Tage , an dem die Wahlvorbereitungsperiode beginnt , die min¬
destens 20 Tage umfaßt .

Blutige Zusammenstöße in Bombah. Infolge der gemel-
deten Hinrichtung von vier Personen wegen ihrer Beteiligung
an der Ermordung von Pqjizeibeamten bei d« r Unruhen ,n
Scholapur vom Mai 1930 kam es in Poona und Bombay zu
« olksaufläufen und Protestkundgebungen . In Bombay kam
es zu blutigen Zusammenstößen mit der Polizei . 26 Personen ,
wurden verletzt .



*ttt *s* JfcKteMMe
gtiw polnischen Gesandten in Berlin wurde der bisherige

Staatssekretär im polnischen Außenministerium . vr . Alfred
Wtzfocki , ernannt .

Verbot einer Reichsbannerverfammlung in Weimar . Die
Ortsgruppe Weimar des Reichsbanners hatte für Montag
abend eine Versammlung in das Stadthaus einberufen . Die
thüringische Polizeidirektion verbot jedoch diese Versammlung
mit der Begründung , daß bei der zur Zeit bestehenden politi¬
schen Hochspannung mit schweren Ausschreitungen gerechnet
werden muhte.

Kür Auflösung des Landtages von Anhalt sprach sich die
Deutsche Volkspartei auf einem Landesparteitag aus . Die
Auflösung soll durch Volksbegehren und Volksentscheid ange-
strcbt werden. Ferner verneinte der Landesparteitag die Not¬
wendigkeit des von der Sozialdemokratie verlangten An>
scvlusscs Anhalts an Preußen und bezeichnete deren Vorgehen
in dieser Frage als eine reist parteipolitische Aktion .

Das neue Memeldirektorium hat seine Amtsgeschäfte über¬
nommen.

Eine Reichsanwaltskammer . Nach einem Gesetzentwurf, der
soeben dem Reichsrat zugegangen ist, soll die deutsche Anwalt¬
schaft eine öffentlich -rechtlich anerkannte Zentralvertrrtung
erhalten . Die Vorstände der Anwaltskammern in den verschie¬
denen Gerichtsbezirkcn waren schon bisher in einer Vereini¬
gung für das ganze Reich zusammengeschlossen . Diese Ver-
einigung soll durch das neue Gesetz unter dem Namen „Reichs¬
anwaltskammer " ein festes juristisches Gefüge als anerkannte
Berufsvertretung erhalten .

Besprechungen über das Osthilfrgesrtz. In einer Bespre¬
chung, die am Montag in Berlin unter dem Vorsitz des Reichs -
minifters Treviranus stattfand , wurde das Osthilfegesetz , das
vom Reichskabinett am 19. Dezember grundsätzlich beschlossen
wörden ist, in seinen Einzelheiten durchberaten .

' Der Gesetz¬
entwurf wird noch einmal durchgearbeitet und dann erneut
dem Kabinett zugeleitet. Soviel gilt als sicher, daß der be¬
kannte Silberbergsche Vorschlag , der eine Verewigung , der
Jndustriebelastung bedeuten würde, dem Inhalt des Gesetzes
nicht zugrunde liegt. _

Ein englischer Finanzberater für Nanking. Der Leiter der
Wirtschaftlichen Abteilung des Völkerbundes, Sir Arthur
Satter , ist von der chinesischen Regierung eingeladen worden,
wegen des wirtschaftlichen Aufbaues Chinas sachkundigen Rat
zu erteilen . Salter hat die Einladung angenommen und will
sich pon Indien direkt nach Nanking begeben.

OvtttschlarrdS Svemdenvevkehv
In 'den drei ersten Vierteljahren von 1930 sind von Übersee

durch die deutschen Schiffahrtsgesellschaften insgesamt etwa
436 000 Passagiere nach Europa befördert worden, davon sind
62 383 aus Nordamerika, 11 878 aus Südamerika , 214 von
Kuba, 171 von Ostasien und 4274 von europäischen Häfen
kommende Reisende, insgesamt also 79 420 in deutschen Häfen
gelandet.

Der Fremdenbesuch aus Amerika ist im allgemeinen und
besonders in den Städten München, Heidelberg, Wiesbaden
und Freiburg außergewöhnlich gestiegen. In München war
er im Sommerhalbjahr , mit 43 100 Amerikanern um 85 Proz .
stärker als 1929 , in Heidelberg stieg er um 31 Proz . auf 22250 ,in Wiesbaden um 55 Proz . auf 1H382 und in Freiburg um
34 Proz . auf 3719 . Daß der Amerikanerverkehr jedoch nicht von
der Weltwirtschaftskrise unveeinftugl gevueueu l , zngt das
Beispiel Baden-Badens » dessen Amerikanerbesuch im Sommer
um 10 Proz . zurückgegangen ist. Die Zahlen der Engländer
S
ind u . a . in Baden-Baden um 29, in Freiburg und Heide!»
»erg ihn 50—59 Proz ., in Wiesbaden um 65 und in Mün¬

chen sogar um 240 Proz . gestiegen.

Sovtstbvrtte dev kommunale«
ÄlbwSssevvernignng

Die „Technischen Blätter "
, die Wochenbeilage der „Deutschen

Bergwerks-Zeitung ", berichten über die Großkläranlage für
die Abwässerreinigung, die nach Plänen des Direktors der Ber¬
liner Stadtentwüsserung , Magistratsob ^rbaurat Langbein, ge¬
genwärtig in der Nähe von Stahnsdorf errichtet wird. Die
Anlage ist für eine tägliche Verarbeitung von 120 000 bis
180 000 Kubikmeter Abwasser eingerichtet und genügt damit
für einen Bezirk von etwa 500 000 bis 600 000 Einwohnern .Die Anlagen sind so bemessen , daß alle zugeführten Abwässer
durch die Vorkläranlage hindurchgehen; ein Teil der borge-
klärten Abwässer wird vorläufig noch den in der Nähe gele¬
genen Rieselfeldern zugeführt . Es handelt sich aber um eine
Versuchsanlage großen Stils , durch die die Frage einer groß¬
zügigen Umstellung der Berliner Abwässerreinigung geprüftwerden soll . Die Hauptsache ist dabei nämlich die Einführungdes sogenannten biologischen Verfahrens , durch das dem vor¬
gereinigten Abwasser die fäulnisfähigen Stoffe entzogen wer¬
den sollen . Man hofft, auf diesem Wege allmählich den allzu
kostspieligen Betrieb von Rieselfeldern teilweise entbehrlich ma¬
che» zu können. Das soll erreicht werden durch Anwendungdes sogenannten Belebtschlammverfahrens, das zuerst - ver¬
suchsweise in Essen -Recklinghausen angewendet worden ist ."Wenn es sich bewährt , wird es voraussichtlich für die Abwäs¬serreinigung in größeren Gemeinden künftig erhebliche Beden-
uug gewinnen.

* **

Der in Händen kleinerer Landwirte befindliche Waldbesitzwird vielfach nicht genügend wirtschaftlich ausgenützt , weil esden Eigentümern an finanziellen Mitteln hierzu fehlt. Der
Landkreistag will deshalb eine Organisation schaffen , diedie Kleinwaldbesitzer durch Beratung und geeignete Unter¬
stützung so fördern soll, daß sie den Wald rationeller äus -
nützen können. Man veranschlagt diesen sogenannten Bauern¬wald in ganz Deutschland auf 1 Million Hektar, und außerdemgibt es auch noch in erheblichem Umfange aufforstungsfähigesÖdland, das nur deswegen brach liegt, weil es den Eigen¬tümern ebenfalls an den nötigen finanziellen Mitteln fehlt.Man will daher überall Waldbanvereine gründen und glaubt ,durch diese Aktion viele Millionen an Volksvermögen und
Volkseinkommen neu schaffen zu können.

Keine LnstbarkkitSsteue» füt die ReichSzründuugSfeiern ;Das Reichsfinanzministerium hat dem Reichsrat den Entwurfeiner Verordnung zugeleitet, wonach Veranstaltyngen die aus
Anlaß und zu Ehren der 80. Wiederkehr der Reichsgründungstatifinden, . der Vergnügungssteuer nicht unterliegen . - Wtdieser Verordnung soll, für die . Reichsgründungsfeier am
18. Januar dieselbe Steuererleichterung herbeigeführt werden,die schon die Veranstaltungen anläßlich der -Verfassungsfeiergenießen. Der Reichsrat wird sich am Donnerstag dieser
Woche mit der Verordnung beschäftigen .

Badischer Teil
Die dev Sewftvevtvalirrng

Wünsche der Landgemeinden
Die Zeitschrift „Die Gemeinde" wendet sich in einem länge¬ren Artikel gegen Bestrebungen und Vorschläge , die dahin ge¬hen, an Stelle der vier großen, wirtschaftlich geschlossenen und

leistungsfähigen Kreisverbände etwa 27 Amtskörperschaften
(Landkreise) ohne die Städte zu bilden und sie von Staats¬beamten verwalten zu lassen . Das ganze Problem des La¬
stenausgleichs würde dadurch auf den Kopf gestellt werdenund die Verhältnisse sich gegenüber heute noch ganz bedeu¬tend verschlechtern , denn ein Ausgleich zwischen Stadt undLand würde dann überhaupt nicht mehr vorhanden sein. Ein
Bedürfnis für 27 Amtskörperschaften oder Landkreise fei ab¬
solut nicht gegeben . — Eine weitere Zuschrift des gebanntenOrgans beschäftigt sich mit . der Krisis der Selbstverwaltung .Es heißt darin u . a . :

Die Schwierigkeiten, die der Selbstverwaltung erwachsen
sind, liegen nicht darin , daß di« Gemeinden außerstandewären , sich selbst zu verwalten , oder daß es am guten Willenoder an der Fähigkeit dazu fehlt, denn die glänzenden Erfolgeder Selbstveovaltung im letzten Jahrhundert beweisen direktdas Gegenteil . Der Grund für die verfahrenen Zustände istvielmehr in der allgemeinen Not, die durch den verlorenen
Krieg verursacht ist, und nicht zuletzt in der Beseitigung der
finanziellen Beweglichkeit und in der fehlerhaften Verteilungder Lasten zwischen Reich, Ländern und Gemeinden zu su¬
chen . Es wird auch ein Finanz - und Lastenausgleich zwi¬
schen leistungsfähigen und leistungsschwachen Städten undGemeinden verlangt . Die Gemeinden sind sich wohl bewußt,daß mit den Rechten der Selbstverwaltung auch Pflichten ver¬bunden sind , die restlos erfüllt werden müssen , und sie werden
sicherlich von selbst alles tun , um die Verhältnisse nach Mög¬lichkeit zu meistern. Bedingung dafür ist aber nach der in der
Zuschrift bekundeten Auffassung, daß Reich und Länder die
Voraussetzungen für ein verantwortliches Arbeiten in der
Selbstverwaltung schaffen und damit den ersten Schritt tun ,um die jetzigen Krisenerscheinungen in der durch allerlei
außerhalb ihres Machtbereichs liegenden Maßnahmen bedroh¬ten Selbstverwaltung zu beseitigen.

Vevlerhrms dev Rettungsmedaille
Das Staatsministerium hat dem Kriegsbeschädigten Chri¬stian Hermann König , Elektrikev in Eberbach , der unter eige¬ner Lebensgefahr ein Kind vöm Tode des Ertrinkens gerettethat , die badische Rettungsmedaille verliehen.

XMttftftutt i« Lable«
In Deutschland wurde der Rundfunk im Oktober 1923 er-

.öffnet . Die Zahl der Rundfunkteilnehmer die noch Anfan«1925 nur wenig mehr als 500 000 betragen hatte, betrug umdie Jahresmrtte 1930 bereits mehr als 3.2 Millionen. In denvergangenen 7 Jahren hat sich eine Radioindustrie aufgebaut ,die etwa 15 000 Arbeitern Beschäftigung gibt und einen Ka-pitglwert darstellt , der nicht weit von einer halben Milliard «entfernt sein dürfte . Die Umsätze der Funkwirtschaft sind für1929 auf etwa 368 Mill . Reichsmark zu schätzen . In den Ver-einigten Staaten von Amerika sind von 1000 Einwohnern104 Rundfunkteilnehmer ; es folgen Dänemark mit 90. Ähwe -den mit 72 , Großbritannien mit 67 Rundfunkteilnehmern.Deutschland steht mit einer Teilnehmerzahl von 49 noch hin¬ter Österreich mit 58 an siebenter Stelle .

&!*{«* Ekhv- Ntt
Bei Flugzeugunfällen fanden am Montag in England vie»

Militärflieger den Tod . In der Nähe von Mifson (GrafschaftNottingham ) verunglückte ein Bombenflugzeug. Die drei In¬
sassen konnten nur noch als Leichen geborgen werden . Inder Grafschaft Essex stießen bei einem Geschwaderfluge von
Einsitzern zwei Flugzeuge zusammen. Einer der Insassen ,ein Offizier , war sofort tot. Im ganzen sind im neuen Jahrbisher sieben englische Militärflieger tödlich verunglückt .

Die nunmehr nur noch elf italienischen Flugzeuge des Ge-nerals Balbo landeten am Montag in Bahia und fliegen am
Mittwoch nach Rio de Janeiro weiter.

Der Brqnd in der Gummifabrik Metzler , München, . hateinen Schaden von etwa einer halben Million angerichtet. DerBetrieb erleidet aber keine Unterbrechung.
Der 36 Jahre alte Rendant des Bürgermeisteramts Tuer -

nich (Kreis Bergheim , Rheinland ) , Schlochmer , ist unter Mit¬
nahme der unterschlagenen Gemeindekasse , in der ' sich übe»100 000 Mt befanden , flüchtig . Man nimmt an , daß er nach
Holland geflüchtet ist.

In Reichenbach (Vogtland) wurde der AmtsgerichtsrätSchubert in seiner Wohnung erhängt aufgefunden. Seine
Ehefrau lag mit eingeschlagenem Schädel tot im Bett . ES
liegt zweifellos Mord und Selbstmord vor.

Nach einer Meldung aus Paris ist wieder ein Bankier ver¬
haftet worden , und zwar der Leiter der Filiale einer PariserBank , Gerardmer , der 800 000 Franken unterschlagen
haben soll . . . . . . .

In Solnok (Ungarn ) wurde heute, Dienstag früh , die Bäue¬
rin Kardos , die zum Tode durch den Strang verurteilt wor-
den war , weil sie . ihren Gatten und ihren Sohn mit Arsenik
vergiftet hatte , um sie beerben zu können , hingerichtet .

Ein neuer Ausbruch des mitteljavanischen Vulkans Merapk
ist erfolgt . Der Vulkan warf neue Lavamassen aus , die sichmit einer Geschwindigkeitvon 30 Stundenmeilen bergabwärts
ergossen .

Ganz Japan wird von heftigen Schneestürmen heimgesucht ,die bereits ungeheuren Schaden angerichtet haben. Der Ver¬
kehr ist an vielen Stellen unterbrochen. Zahlreiche Personenwurden getötet und verletzt . In der Hauptstadt herrscht
strenge Kalte . Man befürchtet, daß viele Schiffe auf See nn -
tergegangen sind .

SMedSspvmh in dev mittelbadttrbe«
LNeialNttdustvie

In dem Lohnstreit in der mittelbadischen Metallindustriewurde am Montag vom Landesschlichter ein Schiedsspruch ge¬fällt , der folgendes vorsteht :
Die Ecklöhne werden um 6 Proz . herabgesetzt , die Löhneder übrigen Gruppen in allen Stufen errechnen sich nach dem

bisherigen Tarifschlüssel. Die Akkordgrundlöhne ermäßigen
sich ebenfalls um 6 Proz . Diese Regelung tritt mit der am12. Januar 1931 beginnenden Lohnwoche in Kraft und läuftbis 30 . Dezember 1931. Sie kann mit vierwöchentlicher Fristerstmals zu diesem Zeitpunkt gekündigt werden, andernfallsläuft sie mit gleicher Kündigungsfrist jeweils einen Monatweiter . Die Erklärungsfrist läuft bis zum 16. Januar mittags .

und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr.
Italien . > 100 L.
London . . 1 Pfd .
New Kork 1 D.
Paris . . . IM Fr .
Schweiz . . IM Fr .
Wien IM Schilling
Prag . • • • 100 Kr-

13. Januar
Grlo

169 .03
112 .27
22 .00
20 .395
4.2015
16.475
81 .336
59.06
12 .441

169.37
112 .49
22 .04
20 .435
4.2095
16.515
81 .52
59. 18
12 .461

12 . Januar

I

' « <lb
169.06
112.24
21 .98
20 .391
42 .005
16.473
81 .38

I 59 .05
I 12.441

üriti
169 .40
112 .46
22 .02
20 .431
4.2085 .
16.513
81 .54
59 .17
12.461

A«S dev badischen Lndusttrie
Aus der Zigarrenindustrie . Die Filiale Sulzfeld (Amt

Breiten ) der Firma Osterwald, eine der größten und bedeu¬
tendsten Firmen Deutschlands in der Tabakverarbeitung , hat
nach einer kurzen Unterbrechung die Arbeit wieder ausgenom¬men . Es handelt sich um eine Belegschaft von über 100 Per¬
sonen. — In beschränktem Umfang hat die Firma Landfried
in . ihrer Filiale in Dielheim (Amt Wiesloch ) den Betrieb wie¬
der aufgenommen. Da in allen anderen Zigarrenfabriken
noch nicht wieder gearbeitet wird, zählt die Gemeinde gegen¬
wärtig 660 Arbeitslose. — Die an Grund und Boden arme
Gemeinde Karlsdorf (Amt Bruchsal) weist eine erschreckend
hohe Zahl von Erwerbslosen auf . Es ist dies die Folge der
Stillegung der sieben Zigarrenfabriken am Platze, wie auch
jener in der Umgegend , und man schätzt die Zahl der Leute,die gegenwärtig ohne Verdienst sind , auf annähernd 7M.Etwa jeder dritte Einwohner ist erwerbslos.

Die Ziegelwrrke von Kaiser & Böhrer in Höpfingen (Amt
Buchen) beabsichtigen ihren Betrieb stillzulegen und voraus - ’
sichtlich im April wieder aufzunehmen. Es sind für den
Augenblick genügend Warenvorräte vorhanden. Zunächst wer¬
den 55 Arbeiter beschäftigungslos.

Schiedsspruch in der badischen Papierindustrie . Nach dem
am Montag in Freiburg gefällten Schiedsspruch in der badi-
schen Papierindustrie wurde der Ecklohn um 5 Reichspfennig
gesenkt . Der neue Tarif läuft bis 91. Juli 1931 . Erklärungs¬
frist der Parteien ist der 16. Januar .

Tagungen
Der Brrband der badischen Kaninchenzüchter , der 40M Mit¬

glieder umfaßt , hielt in Weinheim seine Landesversammlung
ab, die mit einer gutbeschickten Landeskaninchenschau verbun¬
den war.

Im Konkurs der Zentrale der landw. Lagerhäuser AG ., Tan »
berbischofsheim, soll, wie nun gemeldet wird, eine» Abschlags¬
verteilung erfolgen . Dazu sind 260 000 Mt verfügbar . Zu
berücksichtigen sind 2503 'JM bevorrechtigte und 1248 225 Ml
nichtbevorrechtigte Forderungen .

Waggonfabrik Aktiengesellschaft Rastatt . Die Gesellschaft
ist nach der in der Aufsichtsratssitzung am Montag vorge¬
legten Bilanz für das Geschäftsjahr 1929/30 in der Lage»den noch mit 288 455,97 Ml vorgetragenen Verlustsaldo
durch den im Berichtsjahr nach den üblichen Abschreibungen
und Rücklagen erzielten Reingewinn von 212 229,67 !M auf
76 226,30 Ml zu ermäßigen . Bei diesem Resultat ist zu be¬
achten, daß die Gesellschaft von der bei anderen gleichartigen
Unternehmungen durchgeführten Beseitigung früherer Be¬
triebsverluste durch Sanierungsmahnahmen absehen konnte .
Generalversammlung 23. Februar 1931 .

Die deutsche Znckexindustrie für das internationale Abkom¬
men. In der am Montag in Berlin abgehaltenen Versamm¬
lung der deutschen Zuckerfabriken, die nahezu vollzählig ver¬
treten waren , wurde das internationale Abkommen , das am
8 . Januar mit den Vertretern verschiedener Rohr- und Rü¬
benzuckerindustrien in Berlin geschlossen worden ist, gegen
eine kleine Minderheit angenommen. Im Verlauf der Sitzung
wurde die Satzung der neu zu gründenden wirtschaftlichen
Bereinigung der deutschen Zuckerindustrie durchberaten. Auch
hier hat die Zuckerindustrie trotz vielfach gegeneinander laufen¬
der Interessen mit überwältigender Mehrheit dem Entwurf
zugestimmt.

Frachtermäßigung für Stickstoff . Das Stickstoff-Syndikat
teilt mit : Die am 1 . Februar für Düngemittel eintretende
Frachtermäßigung der Reichsbahn wird auch vom Stickstoff .
Syndikat den Abnehmern restlos weitergegeben werden. So¬
bald die Berechnungen abgeschlossen find , wird der auf da»
.Kilogramm Stickstoff zu vergütende genaue Einheitssatz be¬
kanntgegeben .

Trotz Preissenkung unveränderte At
gebe der Porzellan-Prämien gegen Ein¬
sendung leererTeekanne-Umhüllungen
Man verlange beim Einkauf Prospekt

MARKE

ErmSSigte Preise
Für die Sorten Gelb , Braun , Grün , Schwarz , Blau, Rot, Gold

50 Pfennige pro Pfund
Hiermit erreicht unser Preisabbau die Grenze des

billig »
Neu eingefuiirt
Friesensilber . . . . . . 50 - g- Paket 70 Pf.
Teespifzen . • • » • « . 50 - g - Paket 55 Pf.

Möglichen / Teekanne G . m . b. H . / Dresden - A. 24
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Die Milchlieferanten

gegen die Städtische Milchzentrale Karlsruhe
Vorstand und Auffichtsrat der Milchproduzentengenossen,

schast Karlsruhe und Umgebung e. G . m. b. H. besagten sichin ihrer letzten Sitzung u . a . auch mit der Frage der Milch -
Versorgung der Stadt Karlsruhe und haben einstimmig fol¬
gende. Entschließung gefaßt :

„Vorstand und Aufsichtsrat müssen mit Bedauern feststel¬len. daß trotz ihrer wiederholten Forderung der Abstoßungder Fernmilch, die Milchzentrale der Stadt Karlsruhe einen
erheblichen Teil ihrer Gesamtmilchmenge aus württembergi -
schen Verarbeitungsgebieten und vom hohen Schwarzwald —
aus Entfernungen von über 100 Kilometer — und aus Ge¬bieten. die mit der Stadt Karlsruhe in gar keinem wirtschaft¬lichen Verkehr stehen , hereinnimmt .

Die MilchproduzentengenoffenschaftKarlsruhe und Umge¬bung. die alle Liefergemeinden der Stadt Karlsruhe umfaßt ,ist nicht gewillt, zuzusehen, daß die von ihren Mitgliedern er¬
zeugte Milch zugunsten dieser Fernmilch entweder nicht ab-
,genommen oder zu ihren Lasten verarbeitet wird.

Die Milchproduzentengenoffenschaft Karlsruhe und Umge¬bung fordert endlich Berücksichtigung ihrer berechtigten Wün -
ßie, deren Erfüllung in ihrer Auswirkung nicht zuletzt auchm gesamten Wirtschaftsleben der Stadt Karlsruhe zugutekommt.

Die Milchproduzentengenoffenschaft Karlsruhe und Umge¬beng muß im Hinblick auf die Preffenotizen auch jedes Ansin¬nen , zu einer .Preissenkung der Milch durch Herabsetzung der
Erzeugerpreise beizutragen , zurückweise «, weil dies unter denheutigen Verhältniffen für die Landwirte nicht tragbar wäreund außerdem eine Ungerechtigkeit darstellen würde, solangenicht vorher alle anderen Maßnahmen zur Durchführung ge¬bracht werden, die dem Verbraucher, ohne Belastung der Land¬wirtschaft. eine billigere Milch bringen können.

Letzteres würde sich nach Auffassung des Vorstandes und
Aufsichtsrats doch wohl schon dadurch ermöglichen lassen, daßdie beide » in Karlsruhe bestehenden Zentralen zusammenge-legt werden. Unter den heutigen Verhältnissen bedeutet die
Aufrechterhaltung einer eigenen Zentrale durch die Stadt eine
Belastung für die milchliefernde Landwirtschaft der Umgebungsowohl , als auch eine Belastung für den Verbraucher."

Badische Lichtspiele — Konzerthaus . Spielfilme , deren In¬halt irgendeinem schriftstellerischen Werke entnommen ist,haben immer eine besondere Zugkraft . Der Film „Das
schweigen im Walde" Ludwig Ganghofers , eines der meist-aelesensten Werke, dieses Schriftstellers , bedeutet eine gewal¬tige Aufgabe für den Regisseur. Die dem Kenner des Werkesbekannten Figuren erhalten hier auf der Leinwand Leben und
Bewegung. Es ist natürlich , daß bei einem solchen Werk von
anderthalbstündiger Spieldauer manche Feinheit der Erzähl¬kunst Ganghofers verlorengeht . Immerhin kann man aus¬
gezeichneter Unterhaltung sicher sein . — Ein Beifilm führtun » nach der östlichsten Großstadt unseres Vaterlandes ,Königsberg . Die Deulig -Wochenschau beschließt das reichhal¬tige Programm .

Die Ringkampfkonkurrenz im Coloffeum. Obschon die Teil¬
nehmerliste noch nicht abgeschlossen ist, kann man sich trotzdemheute schon ein Bild von der ringkampfsportlichen Veranstal¬tung machen , wenn man die Namen der bis jetzt bekanntge¬wordenen Ringer liest , die zur Teilnahme an den Kämpfenkontraktlich verpflichtet worden sind . Darunter befinden sichfür den hiesigen Platz neue Namen . Da ist zuerst der PolePavel Kisch zu nennen , der in allen Wettbewerben ein gewich-
tigte» Wort zu reden hat. BudruS, Litauen , der bekannte
Draufgänger , ist auch diesmal wieder mit von der Partie . Ein
äußerst intereffanter Teilnehmer ist der Regerchampion Wil¬liam Thomson, Zentralamerika , ein Ringer von ganz großemFormat . Elsaß -Lothringen entsendet seinen Schwergewichts¬meister, « lt-Morell . Bierholz, ein früherer bedeutender Ama-
teurringer , ist Meister von Masuren . Aus der Slowakei kommtder Ringerriese Prochaska. Aus Hamburg kommt der hier sehrbeliebte und äußerst gewandte Ringkampftechniker Schwarz¬bauer . Bayern ist vertreten durch seinen neuen jugendlichenMeister Max Bogtmann . Auch der Sieger aus den letzten Ring-
kämpfen, Europameister Fritz Stolzrnwald , kommt. Die Ring¬kämpfe unterstehen der Kontrolle des internationalen Ring¬verbandes . Organisation und Kanlpfteitung liegen in Händendes offiziellen Kampfleiters des Internationalen Ringverban -des, Herrn Carl Weygold. Den Ringkämpfen voraus geht all¬
abendlich ein ausgesuchtes Barietöprogramm .

Das Guarneri - Quartett » neben dem Kolisch-Quartett zwei-ellos die bedeutendste Kammermusikvereinigung der jüngereneneratwn , kehrt am 22. Januar (Donnerstags zum zweitenMale in Karlsruhe ein und wird im Eintrachtsaal im 4. Kam-« ermustkabeud der KonzertSirektion Kurt Neufeldt wiederum
feine Klangwunder entfalten . Wie beispiellos schnell dasGuarneri -Quartett die Gunst des musikverständigen Karls¬
ruher Publikums mit einem einzigen Konzert erobert hat,geht aus der Tatsache hervor, daß bei der Abgabe der Frage -
bogen nach dem letzten vorjährigen Konzert sämtliche Per¬sonen, die ihre Stimme abgaben, das Guarneri -Quartett wie¬der gewünscht haben, erst an zweiter Stelle kam nach der
Stimmenzahl das Busch -Quartett , an dritter Stelle das Rosä-Ouartett . — Die Bezeichnung „Guarneri "-Quartett beziehtsich auf die vier Instrumente , die sämtlich von dem berühm¬ten Geigenbauer Antonio Guarneri (1687 bis 1745) verfer¬tigt wurden . In der Klangkultur , höchster Verfeinerung des
Zusammenspiels liegt denn auch die besondere Rote desQuartetts . Nach dem beispiellosen Erfolg des vorjährigenKarlsruher Einführungskonzertes ist jetzt auch hier mit einem
vollbesetzten Saal zu rechnen, zumal die Abonnenten der Neu-
[
eldt' schen Kammermusikabende die doppelte Zahl gegenüberem vorigen Jahr aufweisen. Es ist daher ratsam , «As Richt¬abonnent rechtzeitig einen Platz für den 22. Januar zu besor¬gen, linke Saalhälfte bei Neufeldt, Waldstr . 81 , rechte Saal¬hälfte bei Bielefeld, am Marktplatz.

Wetterbericht der Bad . Landeswetterwarte , Karlsruhe , vonheute morgen : Das nordeuropäische Tiefdruckgebiet hat einenAusläufer über Frankreich entwickelt , dessen Annäherung un»bereits gestern Bewölkungszunahme brachte. Heute nacht kames noch einmal zu strengem Frost. An der Rückseite des Tief¬druckausläufers stößt über England maritime Kaltluft nachSüden vor, die aber wärmer ist als die bei un » lagernde unddurch Ausstrahlungen stark abgekühlte kontinentale Kaltluft .Da mit dem Einbruch der maritimen Luft nach Süddeutsch,land zu rechnen ist, steht vorübergehend milderer Wetter bevor.Wetter ««»sichten : Wolkig und milder , zeitweise Schneefall, inder Ebene später Regen.
« afferstäudr . Waldshut 21« —8, Basel 27 —8. Schuster-tafel 82 —8, Kehl 834 —11 . Maxau 421 —10, Mannheim83u —17, Kaub über 200 Zentimeter .

Der Fremdettverkehr Baden -Badens
Trotz der wirtschaftlichen Depression, die allmählich auf allenLändern der Welt lastet, hatte die Bäderstadt im Jahre 1030die gute Frequenzziffec von 79 852 Fremde « aufzuweisen . Der

durchschnittliche Besuch der letzten 10 Friedensjahre betrug76 005, der 10 Nachkriegsjahre 78 543. Ganz natürlich ging derBesuch aus unserem schwergeprüften Heimatkande in erheblichstärkerem Maße zurück , wie der aus dem Auslande , das unge¬fähr die gleiche Anzahl von Gästen sandte wie im Vorjahre .Besonders erfreulich ist die sich in aufsteigender Linie bewe¬gende Zahl der Gäste aus Großbritannien und den übrigenLändern des britischen Imperiums , sowie aus Argentinien »Belgien , Italien , Luxemburg , Norwegen , Peru , Spanien undUngarn . Der Anteil der Ausländer an dem Gesamtbesuch istvon 25,3 auf 28,3 Proz . gestiegen. Er bezifferte sich auf 22 457ausländische Gäste. Die Zahl der Übernachtungen stellte sich auf550 430 gegen 178 760 im Jahre 1020 und 704 597 im Jahre1928.

Bürgermristerwahl . In Hundheim (Amt Wertheim ) erhieltkeiner der Bürgermeisterkandidaten die nötige Stimmenzahl ,so daß ein zweiter Wahlgang stattsinden muß.
Aus dem Gemeinderat Schwetzingen. Die im Auftrag der

Wohlfahrtserwerbslosen vorgelegten 10 Anträge werden, soweitsie sich auf zusätzliche Unterstützungen für alle beziehen (Über¬nahme von Wohnungsmiete , Gewährung von Brennmaterial ,Erlaß von Waflergeld und Zuschuß für Licht ) abgelehnt mitHinweis auf Beschluß des Gemeinderats vom 27 . November1930 Nr . 852 , der grundsätzlich bestimmt, daß es für zusätzlicheUnterstützungen der Stellung von Einzelanträgen bedarf, de¬nen nur in besonders begründeten Fällen stattgegeben werdenkann. Die Anträge auf Einrichtung eines Aufenthaltsraumesim Rundbau beim Lagerplatz Heidelberger Straße , um Bereit¬stellung weiterer Notstandsarbeiten und Erhöhung der bishe¬rigen Arbeitszeit und -löhne, werden 'späterer EntschließungVorbehalten.
Um die Wieslocher Bleag -Bahnrn . Für die Bleag -BahnenWiesloch —Waldangelloch und Wiesloch—Schatthausen wirdfür das Jahr 1931 ein Zuschuß von 18 000 Ml erforderlich,den « der Kreis Heidelberg und die Anliegergemeinden hälftigübernehmen sollen . Die endgültigen Beschlüffe hierüber wer¬den in Kürze fallen.
Bei der Bezirkssparkaffe Durlach betrugen im Jahre 1930die Neueinlagen 5 205 869 Mt , die Rückzahlungen 4 594 025Reichsmark, mithin Mehreinlagen 611844 Ml . Hierzu kom¬men noch kapitalisierte Zinsen in Höhe von zirka 900 000 MP,so daß die Gesamtvermehrung der Spareinlagen rund 1,5 Mil¬lionen beträgt . Neue Einleger find zugegangen 3034 , abge¬gangen 964 , mithin Vermehrung 2070 . Stand der Sparein¬lagen am 1. Januar 1931 14,1 Millionen . Hierzu kommennoch zirka 3 Millionen Reichsmark Aufwertungsguthaben . DieZahl der Spareinleger beläuft sich auf 12138.

Dem Bürgerausschuß Gaggeuau lag das Projekt der Michel-bach-Korrektion vor. Die Vorlage wurde einstimmig angenom¬men und mit den Korrektionsarbeiten ist bereits begonnen wor-den. Die erforderlichen Mittel von 46 000 Ml werden auf demWege der produktiven Erwerbslosenfürsorge beschafft , wozu derStaat ein im Laufe von 15 Jahren amortisierbares Darlehengibt.
Das Freiburger Strandbad . Im Ausschuß zur Förderung desFreiburger Strandbades wurde bekanntgegeben, daß die Pläneüber die Errichtung des Strandbades dem Stadtrat zur Be¬schlußfassung vorliegen. Bei der Diskussion kam die einmütigeAuffassung zum Ausdruck , daß für Freiburg nur ein Familien¬bad auf einer großen Fläche an landschaftlich hervorragenderStelle in Betracht komme , das Gelegenheit gebe , den Bade- undSpielbetrieb zu erweitern . Als ein solches Gelände wird derPlatz unterhalb der Ebner -Brücke angesehen, den auch die Stadtin Aussicht genommen hat . Der Vertreter der Universität Frei¬burg , Geheimrat Uhlenhut, erklärte , wenn Freiburg nicht insHintertreffen kommen wolle, müffe es ein solches Bad errichten.Der Ausschuß nahm eine Entschließung an , in der es u . a.heißt, daß es bedauerlich sei, daß die Frage der Errichtungeines Strandbades noch nicht soweit gediehen sei, daß dieInbetriebnahme im Sommer 1931 gesichert sei . Nachdemfeststehe , daß für die Arbeiten Zuschüsse aus der Arbeits¬losenunterstützung zu erwarten find, sollte schon zur Ent »lastung des Arbeitsmarktes mit den Arbeiten im Winter be¬gonnen werden.

Endgültige Umlagefestsetzuug in Furtwangen . In seinerersten Sitzung stimmte der neugewählte BürgerausschußFurtwangen mit 42 gegen 23 Stimmen der Nationalsozialistenund Kommunisten der Vorlage über die endgültige Umlage¬festsetzung für 1930/31 zu . Diese beträgt 119 ifyf vom Grund¬vermögen, und 48 Slrf vom Betriebsvermögen und 597 JRpfvom Gewerbeertrag .
Genehmigtes Abschiedsgesuch des Bürgermeisters »»«Schopfheim. Der Gemeinderat Schopfheim hat in einer be-sonderen Sitzung das Abschiedsgesuch des Bürgermeisters Heeggenehmigt. Es wurde dabei zum Ausdruck gebracht, daß derRücktritt des Bürgermeisters im gegenwärtigen Augenblickeinen schweren Verlust für die Stadt bedeute, daß man aberbei der angegriffenen Gesundheit des Bürgermeisters seinenWunsch begreife, über die Form der Verabschiedung soll nochbesonders Beschluß gefaßt werden. Erster Bürgermeisterstell¬vertreter wurde Landesökonomierat Ruß , zweiter Bürgermei¬sterstellvertreter Buchdruckereibesitzer Dt Brüderlin . — DerGemeinderat beschloß ferner , den freigewordenen Bürgermei¬sterposten zur Neubesetzung auszuschreiben.
Der Waldshuter Bürgermeistrrposten . Eine Nachricht , daßder Vorsitzende des Arbeitsamtes Waidshut , Karl RöttgerS, als

aussichtsreichster Kandidat für den Bürgermeisterposten inFrage komme, eilt den Tatsachen voraus . Im Gemeinderat undbei den Parteien find Beschlüffe über die Bürgermeisterwahlnoch nicht gefaßt worden. Die Frage wird auch deshalb nochnicht akut werden, weil ja die Pensionierung von BürgermeisterDt Hvrster erst auf die Dauer von zwei Jahren erfolgt ist.Solange diese Frage nicht endgültig geklärt ist , kann überhauptzu einer Neuwahl nicht geschritten werden.
Die Bierstruer iu Singen «. H. Die durch den Ge¬meinderat zwar abgelehnte, aber durch den Bezirksrat diktierte

Bürgersteuer wird schätzungsweise 45 000 Mt einbringen . Die
Erhöhung der Biersteuer brachte 15 000 Ml » e»t»er ein als
vorgesehen . Bei dem großen Rückgang des Bierkonsums isteS daher fraglich, ob das erwartete Erträgnis nicht wieder
zurückstehen wird . Das Bier wird von 23 auf 25 3tpferhöht. Da der Wein auch 25 kostet, dürfte jetzt noch mehrWein als früher konsumiert werden .

Kaustauz le,t Rekurs «ege« dir Staatsaufsicht ei«. DerStadtrat Konstanz hat beschloffen, nochmals gegen die vom Lan -

deskommiffär getroffenen Anordnungen Rekurs einzulegen . Obd,e Gemeindegetränkesteuer vom 1. Februar 1931 an eingefübrtwird, liegt in der Entscheidung des Landeskommiffärs .

^ mrze « arhvdhie« aus Baden
Nach keine Einig «», der Schwarzwaldvereine

Auf der Hauptversammlung des Schwarzwaldvereins Frei ,bürg sagte der Vorsitzende , Geh. Hofrat Seith , ein greifbare,Ergebnis in den Zusammenschlußbestrebungen der badischenund württembergischen Schwarzwaldvereine liege bis jetzt nichtvor. Einig sei man darin , daß ihr Sitz in Freibur , sein soll.Keine Einigung konnte man über die Höhe des Beitrags erzie-len, da die Württemberger darauf bestehen, daß nur der an denHauptverein abzuführende Betrag festgelegt werden dürfe . Imübrigen mögen die Ortsgruppen nach eigenem Belieben einenörtlichen Zuschlag erheben. Das führe aber dazu , daß die Orts -gruppen mit Anforderungen um Beihilfen an den Hauptver »ein herantreten würden. Die Verhandlungen seien wieder auseinem toten Punkt angekommen

DZ . Mannheim , 13. Jau . Auf der Secteuyeimer «slruoekurz vor der Kreuzung der Kleinfeldstraße, hat sich gesternabend 8 Uhr ein schweres Unglück zugetragen . Ein Motor -wagen der Linie 25, der nach Neuostheim fuhr , und ein Liefer¬wagen der Pferdeschlächterei Stephan , stießen zusammen»;Das Lieferauto ging vollständig in Trümmer . Der Autofah-rer Friedrich Jacobi und der Beifahrer Hermann Hartmann ;aus Altrip , wurden mit lebensgefährlichen Verletzungen twi»Platze getragen . Der Schaffner , der auf der hinteren Platt »!form des Motorwagens stand, hat Schnittwunden und Prellun¬gen davongetragen .
DZ . Busenbach (Amt Ettlingen ), 13. Jan . Vier hiesige ledigeBurschen gerieten gestern auf der Landstraße in einen Wort -Wechsel, der ein blutiges Ende nahm . Einer der Beteiligtennamens Konrad Schroth erhielt einen Dolchstich in die recht«Brustseite, so daß er schwerverletzt ins Karlsruher Kranken-Haus gebracht werden mußte.
DZ . Freiburg i. Br ., 12. Jan . In der Nacht zum 8. Januarwurde in der Umgebung des Hauptbahnhofs ein ältererSchriftsetzer von vier zunächst unbekannten Rowdys überfallen ,mit Stockschlägen und Fußtritten übel zugerichtet. Die VieriTäter wurden als Angehörige der Freiburger Schutzmaunschaftfestgestellt , die dienstfrei in Zivil eine Bierreise unternommenhatten . Einer ist sogar Oberwachtmeister. - Der Bericht überden Vorgang wurde der Staatsanwaltschaft übergeben undbeim Ministerium des Innern Dienstentlaffung beantragt .

DZ . Billingen, 10. Fall . Bon der Gendarmerie verhaftetwurde der hier wohnhafte Raturheilkundige Hermann Meyer,der angeblich für einen Dt Schäfer in Soest in WestfalenMedikamente vertreibt . Meyer hatte einer Bauersfrau inHintervillingen Jodtabletten gegen Kropf verordnet und al»Folge stellte sich eine schwere Jodvergiftung mit teilweise«Lähmung ein, so daß die Frau gefährlich erkrankt darnieder¬liegt. Meyer soll sich seine Behandlung gut bezahlen laffenhaben.
DZ . Billinge», 12. Jan . Die maßgebenden hiesigen Faft -«achtsvereinigungen, die Rarrozunft und der Katzenmusikver-ein, haben beschlossen, die diesjährige Fastnacht angesichtsder Not der Zeit im bescheidenen Rahmen durchzuführen.Maskenbälle fallen aus . Die Narrozunft wird ihre Umzüg«auf das Historische beschränken , die Katzenmusik wird einenkleinen Trauerumzug veranstalten . Der Kinderumzug wirdmit einfachen Mitteln wie alljährlich abgehalten .
bld . Blumenfeld bei Engen , 12. Jan . Ein in dem Okonomie-gebäude des Landwirts Küderle ausgebrochener Brand dehnt«sich auch auf das Wohnhaus aus . Das etwa 250 Jahre alt«HauS bot mit den reichlichen Ernte - und Futtervorräte « demFeuer reiche Nahrung . Das von zwei Familien bewohnte Nach -sbarhaus wurde durch Wasser so beschädigt , daß es abgebrochenwerden muß . Insgesamt sind drei Familien obdachlos . Da »alte Städtchen Blumenfeld erleidet in seinem Charakter eine»empfindlichen Verlust durch diesen Brand , der ihm einen mala¬rischen Winkel raubt .

'

Die Stelle des

Sotftanös 5ts WIM UeWWuMlz
ist neu zu besetzen. Tierärzte , die das staatStierärzt »liche Examen in Baden abgelegt haben, werden bevor-zagt . Bewerbungen unter Angabe der GeholtSanfprüchewollen innerhalb 10 Tagen an den Unterzeichneteneingereicht werden. Die Besetzung der Stelle erfolgtmit Privatvertrag . Die Ausübung tierärztlicherPraxis in den Freistunden wird gestattet.

Konstanz , den 12. Januar 1931 . K.895
Der Oserdürgerunister.

MM Landestheater
Mittwoch, den 14. Jan -1031
Sondermiete „Zeittheater "
<3. Vorstellung der Abt- l ,

weiße Karten)
Zum erstenmal :

M Mann,
tat sein Gewissen trieb

Schauspiel von Rostand
Regie : Baumbach

Mitwirkende:
Bertram , Frauendorfer ,Genier, Dahlen, O . Kien¬

scherf, Prüter , Schulze,
Luther

Anfang 20 Ende geg - 22

Do- 15 . 1 . Die Boheme- Im
KonzerhauS : Zum ersten ,
mal : DaS KontoX . Fr - 16 .1 .
Sondermiete . Zeittheater "
(3. Vorstellung der Abt- II ,rote Karten ) : Der Rann ,

den sein Gewissen trieb . Im
KzthS - : DaS Konto X . Sa .17 . 1 . Das Lamm de»
Armen . So . 18. 1. Nachm-:
Die Sache, die sich Liebe
nennt . Abends : Carmen .
Im Konzerthaus : Mein«
Schwester und ich . Mo .10 .1.

Elisabeth von England .

Die Gemeiudr GamStznrft
versteigert am Mittwoch, de»21. d. M. nachmittag» 1 llh«im Gasthaus zum Adür
dahieraus ihrem Gemeinde¬wald und dem Genoffen¬
schaftswaldLitzloch nachver»
zeichnete Hölzer : 8 .894
16 Eichen b . 3,35fm abwärt »51 Eschen . 0,75 . „« Erlen „ 0,56 .5 Birten , 0,42 „ „3 Pappeln . 0,88 . „

Gamshurst , 12.3 an .1931 .
Der Gemeinderat .

Oberkirch . R .222
Handelsregistereintrag

Firma Gebrüder Liuck in
Oberkirch : Die Prokurades Titus Maier ist erlo¬
schen.

Oberkirch, 2. Fan . 1061.
Amtsgericht.

Druck G. Braun , Karlsruhe .
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